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441 . Verordnung: Ergänzung der Lohnklassentabelle im Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977

442. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Durchführung der Arbeitslosenversicherung im
Zollausschlußgebiet der Gemeinden Jungholz und Mittelberg

443. Verordnung: Zuständigkeit von Haftprüfungsorganen im Militärkommandobereich Niederöster-
reich

438. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 14. Oktober 1985 über die Höhe
der Aufwandsentschädigung für ehrenamtlich

tätige Bewährungshelfer

Auf Grund des § 12 Abs. 5 des Bewährungshilfe-
gesetzes, BGBl. Nr. 146/1969, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 426/1974 wird verord-
net:

Artikel I

Die Höhe der ehrenamtlich tätigen Bewährungs-
helfern ohne Nachweis der Barauslagen zu leisten-
den Entschädigung (§ 12 Abs. 4 zweiter Satz des
Bewährungshilfegesetzes, BGBl. Nr. 146/1969, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 426/
1974) beträgt je Schützling monatlich 500 S.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1986 in
Kraft.

Ofner

439. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 14. Oktober 1985 über die Höhe

der Arbeitsvergütung der Strafgefangenen

Auf Grund des § 52 Abs. 2 des Strafvollzugsge-
setzes, BGBl. Nr. 144/1969, wird verordnet:

Artikel I

Die Höhe der Arbeitsvergütung der Strafgefan-
genen (§ 52 Abs. 1 des Strafvollzugsgesetzes, BGBl.
Nr. 144/1969) beträgt für die geleistete Arbeits-
stunde

a) für leichte Hilfsarbeiten 2,90 S
b) für schwere Hilfsarbeiten 3,40 S
c) für handwerksmäßige Arbeiten . . . . 3,90 S
d) für Facharbeiten 4,40 S
e) für die Arbeiten eines Vorarbeiters . 4,90 S

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1986 in
Kraft.

Ofner

4 4 0 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 14. Oktober 1985, mit
der die Gleichbehandlungskommissions-

Geschäftsordnung geändert wird

Auf Grund des § 9 des Gleichbehandlungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 108/1979, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 290/1985 wird verordnet:

Die Gleichbehandlungskommissions-Geschäfts-
ordnung, BGBl. Nr. 278/1979, wird wie folgt geän-
dert:

1. Der bisherige Abs. 2 im § 2 ist als Abs. 3 zu
bezeichnen. Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Bilden Förderungsrichtlinien oder Förde-
rungsmaßnahmen (§ 2 b des Gleichbehandlungsge-
setzes) eines Bundesministeriums den Gegenstand
der Beratungen der Kommission, so hat ihr als wei-
teres Mitglied ein Vertreter des betreffenden Bun-
desministeriums anzugehören."

2. Im § 7 Abs. 2 Z 6 ist der Punkt durch einen
Strichpunkt zu ersetzen.
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Nach Z 6 wird folgende Z 7 angefügt:

„7. Verlautbarungen über die Verletzung der
Berichterstattungspflicht des Arbeitgebers betref-
fend die Einhaltung des Gleichbehandlungsgebotes
(§ 19 Abs. 2)."

3. Die Überschrift zu §§ 8 ff lautet:

„Verfahren über allgemeine Fragen der Diskrimi-
nierung im Arbeitsleben (§ 2 des Gleichbehand-

lungsgesetzes)"

4. Im § 8 Abs. 1 werden die Worte „Diskriminie-
rung auf Grund des Geschlechtes bei der Entgelt-
festsetzung" durch die Worte „Verletzung des
Gleichbehandlungsgebotes" ersetzt.

5. § 16 Abs. 1 letzter Satz lautet:

„Die Frist für den Arbeitgeber verlängert sich im
Falle der Verletzung des Gleichbehandlungsgebo-
tes bei der Festsetzung des Entgelts bis zum Ende
des Entgeltzahlungszeitraumes, wenn dieser länger
als einen Monat dauert."

6. Nach § 17 werden folgende §§18 und 19 samt
Überschrift eingefügt:

„Verfahren bei Verpflichtung des Arbeitgebers zur
Berichtslegung

§ 18. (1) Betroffene Arbeitnehmer oder Arbeitge-
ber, ein zuständiger Betriebsrat oder die in § 2
Abs. 1 Z 1 bis 4 genannten Interessenvertretungen
sind berechtigt, die Kommission wegen vermuteter
Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes gemäß
§ 2 Gleichbehandlungsgesetz anzurufen.

(2) Lassen die in der Mitteilung des Antragstel-
lers behaupteten und von ihm glaubhaft zu
machenden Umstände eine Verletzung des Gleich-
behandlungsgebotes vermuten, so hat der Arbeitge-

ber der Kommission auf Verlangen einen schriftli-
chen Bericht zu erstatten. §§12 Abs. 2 und 13
Abs. 2 sind anzwenden.

(3) Der Bericht des Arbeitgebers hat durch zah-
lenmäßige Aufgliederung einen Vergleich der
Beschäftigungsbedingungen, der Aus- und Weiter-
bildungsmaßnahmen sowie der Aufstiegsmöglich-
keiten von Frauen und Männern im Betrieb zu
ermöglichen. Auf Anordnung der Kommission hat
der Bericht auch Aufschluß zu geben über den
Zusammenhang zwischen den Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen und den Aufstiegsmöglichkeiten
von Frauen und Männern. Die sich aus der vermu-
teten Nichteinhaltung des Gleichbehandlungsgebo-
tes ergebenden besonderen Erfordernisse für die
Berichterstattung sind von der Kommission tun-
lichst im Verlangen an den Arbeitgeber festzulegen.

(4) Die Frist zur Erstattung des Berichtes hat die
Kommission unter Bedachtnahme auf das Ausmaß
der mit der Erstellung des verlangten Berichtes vor-
aussichtlich verbundenen Arbeit festzusetzen.

(5) Stellt die Kommission auf Grund des Berich-
tes eine Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes
fest, so kann sie vom Arbeitgeber für ein oder meh-
rere Folgejahre einen Bericht verlangen.

§ 19. (1) Die Kommission kann auf Grund eines
Berichtes gemäß § 18 Abs. 3 oder nach Vorliegen
mehrerer Berichte gemäß § 18 Abs. 5 ein Gutachten
über die Erfüllung des Gleichbehandlungsgebotes
im Betrieb erstellen.

(2) Kommt der Arbeitgeber der Verpflichtung
zur Berichtslegung gemäß § 18 nicht nach, so hat
die Kommission diesen Umstand unter namentli-
cher Anführung des Arbeitgebers in den Amtlichen
Nachrichten des Bundesministeriums für soziale
Verwaltung zu verlautbaren."

Dallinger

4 4 1 .

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 17. Oktober 1985, mit der die
Lohnklassentabelle im Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 ergänzt wird

Auf Grund des § 21 Abs. 4 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 594/1983 wird verordnet:

§ 1. Die Lohnklassentabelle im § 21 Abs. 3 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl.
Nr. 609, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 594/1983 und ergänzt durch die Verordnung vom
16. Oktober 1984, BGBl. Nr. 416, lautet ab Lohnklasse 85 wie folgt:
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§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1986 in Kraft.

Dallinger

442.

Verordnung des Bundesministers für soziale Verwaltung vom 17. Oktober 1985, mit der die Ver-
ordnung über die Durchführung der Arbeitslosenversicherung im Zollausschlußgebiet der

Gemeinden Jungholz und Mittelberg geändert wird

Auf Grund des § 66 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung vom 19. Dezember 1983, BGBl. Nr. 25/1984, über die Durchführung der Arbeitslo-
senversicherung im Zollausschlußgebiet der Gemeinden Jungholz und Mittelberg, in der Fassung der Ver-
ordnung BGBl. Nr. 417/1984 wird wie folgt geändert:

1. Die Lohnklassentabelle im § 1 lautet ab Lohnklasse 85 wie folgt:

2. § 2 lautet:

„§ 2. Der Familienzuschlag beträgt pro zuschlagsberechtigter Person (§ 20 Abs. 2 des Arbeitslosenver-
sicherungsgesetzes 1977 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 594/1983) DM 4,50 täglich.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1986 in Kraft.

Dallinger
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443 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 17. Oktober 1985
über die Zuständigkeit von Haftprüfungsorga-
nen im Militärkommandobereicn Niederöster-

reich
Auf Grund des § 17 Abs. 2 des Heeresdisziplinar-

gesetzes 1985, BGBl. Nr. 294, wird verordnet:

§ 1. Die Zuständigkeit der Haftprüfungsorgane
im Militärkommandobereich Niederösterreich wird
durch dessen Gliederung in die Bereiche „Nieder-
österreich I" und „Niederösterreich II" abgegrenzt.
Für jeden dieser Bereiche ist ein Haftprüfungsor-
gan zuständig.

§ 2. Der Bereich „Niederösterreich I" umfaßt die
Stadt mit eigenem Statut Wiener Neustadt und die
politischen Bezirke Baden, Bruck an der Leitha,
Gänserndorf, Lilienfeld, Mödling, Neunkirchen,
Wiener Neustadt und Wien-Umgebung.

§ 3. Der Bereich „Niederösterreich II" umfaßt
die übrigen Städte mit eigenem Statut und politi-
schen Bezirke des Landes Niederösterreich.

§ 4. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1986 in
Kraft.

Frischenschlager


